
Entwicklungstendenzen des Finanz- und Kreditsystems 
der europäischen sozialistischen Staaten 

Von Bernard Schwarz, Hamburg 

I. 

Das Finanz- und Kreditsystem wird in den sozialistischen Staaten als 
wichtiger Bestandteil ihres Wirtschaftssystems betrachtet. Dieses Wirt-
schaftssystem (als Verwaltungs- und Planungssystem bezeichnet) wurde 
zuerst durch die Sowjetunion bereits in der Zwischenkriegszeit entwickelt 
und für ihre Volkswirtschaft durchgesetzt. Es zeichnete sich durch eine 
weitgehende Beschränkung des Marktmedianismus und gleichzeitig durch 
eine hochgradige Zentralisierung der wirtschaftlichen Entscheidungen im 
Planungsverfahren aus: Im Rahmen dieses Systems hat das Finanz- und 
Kreditsystem vornehmlich die Aufgabe, die spontanen Geldbewegungen 
in der Volkswirtschaft möglichst zu verringern und ihren Einfluß auf den 
Wirtschaftsablauf weitgehend auszuschalten. Die Instrumente der Finanz-
und Kreditpolitik sollten also einer Ausdehnung marktwirtschaftlicher 
Verhältnisse entgegenwirken und das Zentralisierungsprinzip im Pla-
nungsverfahren verstärken. In gewissem Umfang wurde ihnen dabei 
auch eine die Wirtschaftseffizienz fördernde Rolle zugesprochen. Nach 
dem Zweiten Weltkrieg wurde das sowjetische Verwaltungs- und Pla-
nungssystem ohne größere Abweichungen von den neu entstandenen 
Volksdemokratien übernommen. Das traditionelle sowjetische Wirtschafts-
system und das damit verbundene Finanz- und Kreditsystem wurde 
dann allerdings in den sozialistischen Staaten mehr oder weniger weit-
gehenden Änderungen unterworfen, um eine höhere Effizienz der wirt-
schaftlichen Entwicklung zu erreichen. Die Neugestaltung des Planungs-
und Verwaltungssystems verläuft dabei in diesen Staaten unterschiedlich, 
was auf Unterschiede in der jeweils erreichten Stufe der wirtschaftlichen 
Entwicklung sowie auf die besonderen politischen Verhältnisse zurück-
zuführen ist. 

IL 

In der Theorie des sozialistischen Wirtschaftssystems wird die Plan-
wirtschaft der Marktwirtschaft und das Prinzip des Zentralismus dem 
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Dezentralisierungsprinzip gegenübergestellt1. Dementsprechend werden 
in der Theorie extreme Wirtschaftsmodelle entwickelt, die zwar lediglich 
abstrakter Art sind und die realen Wirtschaftsverhältnisse in keinem der 
sozialistischen Staaten widerspiegeln, aber als Forschungsinstrumente be-
nutzt werden können. Sie dienen zur Beurteilung der Frage, inwiefern 
die konkreten, in den jeweiligen sozialistischen Staaten entstandenen 
Wirtschaftssysteme von den theoretischen Modellen abweichen. 

A. Sowohl im traditionellen sowjetischen System als auch in den Syste-
men, die sich in den sozialistischen Staaten herausgebildet haben, 
werden im Rahmen der Planwirtschaft in gewissem Umfang auch 
marktwirtschaftliche Beziehungen aufrecht erhalten. Sie sind vor-
nehmlich das Ergebenis: 

a) der freien Entscheidungen der Bevölkerung über die Verwen-
dung der Einkommen: 
Diese freie Konsumwahl, die an sich schon durch die Zugehörig-
keit des Konsumenten zu einer bestimmten sozialen Schicht bzw. 
Berufs- und Einkommengruppe begrenzt ist, unterliegt in den 
sozialistischen Staaten einer weiteren Beschränkung durch die 
planmäßige Gestaltung des Warenangebots und die staatliche 
Preisfestsetzung. Trotzdem bringt sie in die Planwirtschaft in ge-
wissem Umfang ein marktwirtschaftliches Element hinein: Die 
derzeitige Entwicklung der Wirtschaftssysteme des überwiegen-
den Teils der sozialistischen Staaten zeigt Tendenzen zu einer stär-
keren Berücksichtigung der von den Konsumenten ausgehenden 
Impulse sowohl bei der Festsetzung der Planvorgaben als auch 
bei ihrer Durchführung2. 

b) der freien Wahl des Berufes und des Arbeitsplatzes: 
Diese Wahlmöglichkeiten bringen in der Planwirtschaft der so-
zialistischen Staaten weitere marktwirtschaftliche Elemente hin-
ein, wenn sie auch durch die planmäßige Gestaltung der Fachaus-
bildung und des Arbeitsangebots beschränkt werden. Doch gibt 

1 Robert L. Heilbronner teilt die ökonomischen Systeme in solche ein, die 
traditionell bedingt sind, in solche, in welchen eine zentralisierte wirtschaftliche 
Leitung Oberhand gewonnen hat und in solche, in denen marktwirtschaftliche 
Elemente stark zum Ausdruck kommen („The Making of Economic Society", 
1962, S. 9 - 17). 

2 Über die Bedeutung der freien Konsumwahl im sozialistischen Wirtschafts-
system s. Näheres bei Gabriel Temkin („Marks i idea pieniadza pracy" — 
„Marx und die Idee des Arbeitsgeldes" — Warschau 1965, S. 343 u.). 
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es auch Tendenzen zur Stärkung dieser Elemente; sie kommen 
insbesondere in der Berücksichtigung des sich am Arbeitsmarkt 
zeigenden Angebots bei der planmäßigen Gestaltung der Lohn-
sätze zum Ausdruck. 

c) der teilweisen Aufrechterhaltung eines privatwirtschaftlichen 
Sektors: 

In den meisten sozialistischen Staaten bleibt das Kleinhand-
werk und die Bauernhilfswirtschaft erhalten. In manchen von 
ihnen ist dieser Sektor noch verhältnismäßig breit. So umfaßt er 
z. B. in Polen den überwiegenden Teil der Landwirtschaft und 
in der Deutschen Demokratischen Republik einen beachtlichen 
Teil der Kleinindustrie. Außerdem ist in diesen und einigen an-
deren Staaten der Kleinhandel noch privatwirtschaftlich tätig. 
Auch hieraus ergeben sich marktwirtschaftliche Elemente, weil 
der Privatsektor keiner unmittelbaren planmäßigen Lenkung un-
terworfen werden kann. 

Die in den sozialistischen Staaten herrschenden Wirtschaftsten-
denzen wirken allerdings in Richtung auf eine Beschränkung der 
marktwirtschaftlichen Elemente. In den meisten Staaten wird der 
Privatsektor immer stärker durch die Rohstoffversorgung von 
seiten des Staates und durch Lieferungen an staatliche und genos-
senschaftliche Betriebe in die Planwirtschaft einbezogen. Gleich-
zeitig wird er durch Konzessionierungs- und Besteuerungsmaß-
nahmen teilweise verdrängt. 

d) der Abwicklung des gesamten Außenhandels der sozialistischen 
Staaten (sowohl mit anderen sozialistischen als auch mit nicht-
sozialistischen Staaten) zu Weltmarktpreisen: 

Die Preisverhältnisse am Weltmarkt beeinflussen zwar den 
Binnenmarkt der meisten sozialistischen Staaten nur indirekt, weil 
in ihnen ein Preisausgleichssystem angewandt wird, das die Diffe-
renzen zwischen den Weltmarkt- und den Binnenhandelspreisen 
ausschaltet. Die Außenhandelspreise wirken jedoch auf die Wirt-
schaftsergebnisse dieser Staaten insofern ein, als sie ihre Handels-
bzw. Zahlungsbilanzen mitgestalten. Zudem zeigt die Entwick-
lung der Preissysteme in einigen sozialistischen Staaten Tenden-
zen zur Annäherung der inneren Preisrelationen an die des Welt-
marktes. Hieraus ergeben sich für die Planwirtschaft weitere 
marktwirtschaftliche Elemente. 
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Dem bisher Gesagten ist zu entnehmen, daß die wirtschaftlichen 
Verhältnisse der sozialistischen Staaten gemischte, d. h. zum Teil 
planmäßig gestaltete und zum Teil marktwirtschaftliche Züge tra-
gen. Die marktwirtschaftlichen Elemente treten in den meisten Fällen 
vorwiegend in den Beziehungen zwischen dem Staat und der Bevöl-
kerung auf; im Laufe der Entwicklung des Wirtschaftssystems kommt 
es vor allem in diesem Bereich zu einer Verstärkung der marktwirt-
schaftlichen Tendenzen. Gleichzeitig setzen von hier aus Bestrebun-
gen zur Ausdehnung der marktwirtschaftlichen Elemente auch auf 
die planwirtschaftlichen Bereiche des sozialistischen Sektors ein. 

B. Der Grad der Zentralisierung bzw. Dezentralisierung des Wirtschafts-
systems der sozialistischen Staaten hängt vorwiegend davon ab: 
a) ob und in welchem Umfang die Vorgaben des Zentralplans den 

Ausführungsorganen (vorwiegend den volkseigenen Betrieben) als 
bindende Kennziffern übermittelt werden und 

b) inwieweit direkte (administrative) bzw. indirekte (ökonomische) 
Lenkungsmethoden angewandt werden, um die planwirtschaft-
lichen Ziele zu erreichen3. 

Unter diesen beiden Aspekten kann man weder das traditionelle 
sowjetische Wirtschaftssystem noch die sich nachher in den anderen 
sozialistischen Staaten entwickelnden Systeme als vollständig zentra-
lisierte bzw. dezentralisierte Systeme betrachten. In keinem dieser 
Staaten werden alle Vorgaben des Zentralplans den ausführenden 
Organen in bindender Form übermittelt und in keinem Fall wird der 
Plan ausschließlich mit Hilfe direkter Lenkungsmethoden verwirk-
licht. In allen diesen Staaten haben wir es also mit einer gemischten 
Lenkungsmethode zu tun4, die entweder das Zentralisierungs- oder 
das Dezentralisierungsprinzip bevorzugt. 

Das traditionelle sowjetische Wirtschaftssystem zeichnete sich durch 
eine weitgehende Zentralisierung des Planungsverfahrens aus. Die 
Vorgaben des Zentralplans wurden in breitem Umfang und tief de-
tailliert den ausführenden Stellen übermittelt; ihre Verwirklichung 

3 Z. Fedorowicz ist der Ansicht, daß in einer sozialistischen Wirtschaft die 
direkten und indirekten Lenkungsmethoden sich einander ergänzen müssen 
(„Finanse w gospodarce socjalistycznej" — „Finanzen in der sozialistischen 
Wirtschaft" — Warschau — S. 22). 

4 Denselben Standpunkt vertritt Wladzimierz Brus in „Ogolne problemy 
funkcjonowania gospodarki socjalistycznej" („Allgemeine Fragen des Funk-
tionierens einer sozialistischen Wirtschaft"), Warschau 1961. 
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wurde durch den Einsatz direkter Lenkungsmethoden angestrebt. In-
direkte Lenkungsmethoden wurden nur in einem sehr beschränkten 
Maße angewandt, wobei ihre die wirtschaftliche Effizienz stimulie-
rende Rolle kaum wirksam wurde. Eine derartige Zentralisierung des 
Planungsverfahrens wurde später von den meisten sozialistischen Staa-
ten als übertrieben und der jeweils erreichten Stufe ihrer wirtschaft-
lichen Entwicklung nicht angemessen empfunden. Es wurden deshalb 
Mittel und Wege zu einer weitgehenden Dezentralisierung des Wirt-
schaftssystems gesucht. 

In einigen Staaten tauchen aber auch entgegengesetzte Tendenzen 
auf, die eine Stärkung des Zentralisierungsprinzips befürworten. Es 
wird dabei hervorgehoben, daß sich die Vorteile einer sozialistischen 
Planwirtschaft erst dann in vollem Maße auswirken können, wenn 
unkontrollierte Wirtschaftsentwicklungen durch die zentrale Lenkung 
möglichst ausgeschaltet werden. Nach dieser Auffassung hängt dies 
zum großen Teil vom Ausbau und von der Anwendung technischer 
Instrumente der Wirtschaftsrechnung und Informationsübermittlung 
ab. 

C. Die am weitesten gehenden Maßnahmen zur Anwendung marktwirt-
schaftlicher Methoden und zur Dezentralisierung des gesamten Pla-
nungsverfahrens wurden in der jugoslawischen Volkswirtschaft er-
griffen. Der bindende Charakter der Kennziffern des Sozialplans 
wurde aufgehoben. Gleichzeitig wurde weitgehend auf direkte Len-
kungsmethoden verzichtet. Die Betriebe wurden in erster Linie dazu 
angehalten, die Effizienz ihrer Geschäftsführung durch eine konkur-
renzfähige Anpassung ihrer Warenerzeugung an die Nachfrage zu 
fördern. Die Entwicklung der jugoslawischen Wirtschaft verläuft je-
doch trotz beträchtlicher ausländischer Kredithilfe (insbesondere sei-
tens der Weltbank) nicht ohne erhebliche Störungen. 

Auch in Ungarn wurde der bindende Charakter der Kennziffern 
des Zentralplans sowie die Anwendung von direkten Lenkungsme-
thoden weitgehend eingeschränkt. Die eingeleitete Preisreform be-
zweckt die Anpassung der Preisrelationen an die sich am Markt zei-
gende Nachfrage, wobei gleichzeitig die Weltmarktpreisrelationen be-
rücksichtigt werden. Aus sozialen Gründen konnte aber diese Preis-
reform bis jetzt nicht in vollem Maße auf Konsumgüter ausgedehnt 
werden, was die Anwendung des neuen Wirtschaftssystems teilweise 
beschränkt. Außerdem ist man in Ungarn der Meinung, daß der volle 
Nutzeffekt dieses Systems einen in derselben Richtung gehenden Ent-
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wicklungsprozeß in anderen sozialistischen Staaten, mit denen Un-
garn wirtschaftlich eng verbunden ist, voraussetzt. 

In der Deutschen Demokratischen Republik und in Polen geht der 
Prozeß der Ausdehnung der marktwirtschaftlichen Elemente in der 
Volkswirtschaft und der Förderung des Dezentralisierungsprinzips 
im Planungsverfahren nur stufenweise und nicht ohne Rückschläge 
vor sich. In der Tschechoslowakei, in der eine weitgehende, der ju-
goslawischen ähnliche Wirtschaftsreform eingeleitet wurde, ist eben-
falls ein Rückschlag zu verzeichnen. 

Die in der Sowjetunion durchgeführte Wirtschaftsreform ist eher 
als Neugestaltung des traditionellen Lenkungssystems als eine Ab-
kehr von diesem System zu betrachten. Der bindende Charakter der 
Kennziffern des Zentralplans wurde bei der Reform aufrechterhal-
ten. Sie werden weiterhin den Betrieben übermittelt, wenn auch in 
modifizierter und weniger detaillierter Form. Die bei der Wirt-
schaftsreform eingeführten indirekten Lenkungsmethoden dienen 
vorwiegend zur Stützung der traditionellen direkten Methoden und 
besitzen meistens keine selbständige Funktion. 

Die Entwicklung des Wirtschaftssystems in Rumänien weist von 
anderen Volksdemokratien abweichende Tendenzen auf. In diesem 
Lande bemüht man sich, bei Aufrechterhaltung des Zentralisierungs-
prinzips und einer weitgehenden Beschränkung marktwirtschaftlicher 
Elemente die Wirksamkeit des vorhandenen Wirtschaftssystems durch 
Vervollkommnung seiner traditionellen technischen Instrumente zu 
stärken. 

III. 

Zu den wichtigsten Bestandteilen des Finanzsystems der sozialistischen 
Staaten gehört das Staatshaushaltssystem und das Finanzsystem der 
volkseigenen Betriebe. Im Rahmen des Kreditsystems dieser Staaten sind 
das Banken- und das Sparkassensystem zu unterscheiden. 

Die Besonderheiten des sozialistischen Staatshaushaltssystems drückt 
sich — abgesehen von der durch die Eigentumsverhältnisse bedingten 
Struktur der Staateinnahmen und -ausgaben — darin aus, daß 

a) der sogenannte zentrale Haushalt einerseits und die Haushalte sämt-
licher territorialer Selbstverwaltungseinheiten (der Gemeinden, 
Städte, Bezirke, Kreise und in der Sowjetunion auch der nationalen 
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Republiken und autonomen Kreise bzw. Länder) andererseits in 
einen einheitlichen Staatshaushalt zusammengefaßt werden, 

b) das Prinzip des budgetären Gleichgewichts streng verfolgt wird. 

A. Das Prinzip der Zusammenfassung des zentralen Haushalts und der 
Haushalte der territorialen Selbstverwaltungseinheiten (von dem 
man nur in Jugoslawien Abstand genommen hat) in einen einheit-
lichen Staatshaushalt entspricht nach theoretischer Auffassung der 
Einheitlichkeit des nationalen Wirtschaftsplans. In der Praxis fördert 
es das Zentralisierungsprinzip im Planungsverfahren. 

Der Haushaltsentwurf wird in den sozialistischen Staaten in der 
Regel von unten nach oben aufgebaut. Dabei werden die Haushalts-
voranschläge der unteren Territorialverwaltungen in die unmittelbar 
höherstehenden Haushalte und diese wieder zusammen mit dem Vor-
anschlag des zentralen Haushalts in den Entwurf des Staatshaushalts, 
eingegliedert. Erst nachdem der Staatshaushalt durch das Parlament 
verabschiedet worden ist, dürfen die territorialen Ortsräte (in der 
Sowjetunion auch die Parlamente der nationalen Republiken und der 
autonomen Kreise und Länder) ihre Haushalte beschließen. Dabei 
sind die Räte an den durch das Parlament (bzw. durch den Rat der 
unmittelbar höherstehenden territorialen Selbstverwaltungseinheit) 
festgesetzten Rahmen für ihre Haushalte gebunden. Das bedeutete 
früher, daß sie die ihnen zugewiesene Gesamtsumme der Haushalts-
ausgaben nicht überschreiten durften. Erst in der Fortentwicklung des 
Haushaltssystems wurden ihnen Uberschreitungen unter der Auflage 
gestattet, daß gleichzeitig zusätzliche Haushaltseinnahmen gefunden 
wurden. Bei einer Überschreitung des Haushalts wie auch bei der 
Umstrukturierung ihrer Ausgaben sind sie jedoch an die ihnen über-
mittelten Kennziffern des Zentralplanes gebunden. 

Die Einnahmen der territorialen Selbstverwaltungseinheiten stam-
men teilweise aus eigenen Quellen und teilweise aus Anteilen an den 
Einnahmen des zentralen Haushalts bzw. aus Subventionen, die auch 
aus den Haushalten der unmittelbar höherstehenden territorialen 
Selbstverwaltungseinheiten stammen können. Die Höhe dieser An-
teile und Subventionen wird in der Regel alljährlich unter Berücksich-
tigung der voraussichtlichen Haushaltsausgaben und eigener Einnah-
men der Haushalte der territorialen Selbstverwaltungseinheiten fest-
gesetzt. Dies regt die Territorialverwaltungen an, in den Haushalts-
voranschlägen die Einkommen aus eigenen Quellen möglichst niedrig 
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zu schätzen, um dadurch höhere Anteile bzw. Subventionen — wenn 
auch nur für das laufende Haushaltsjahr — zu erreichen. 

Die weitgehende Beschränkung der budgetären Befugnisse der ter-
ritorialen Selbstverwaltungseinheiten ist als bewußte Maßnahme zu 
betrachten5. Sie dient der Konzentrierung eines möglichst großen Teils 
der Staatseinnahmen im zentralen Haushalt und deren Verwendung 
in erster Reihe für den Ausbau der zentral verwalteten Schwerindu-
strie. Sie hat dem Staat auch die Möglichkeit verschafft, über die aus 
den höherentwickelten Teilen des Landes fließenden Einnahmen zu 
verfügen und sie für die Industrialisierung der unterentwickelten 
Landesteile zu verwenden. Die Befriedigung der von den territoria-
len Haushalten finanzierten kommunalen und sozialen Bedürfnisse 
der Bevölkerung wurde hierdurch weitgehend eingeschränkt. Das 
wird z. Zt. teilweise korrigiert, allerdings eher durch eine Umvertei-
lung der Staatseinnahmen als durch die Erweiterung der Haushaltbe-
fugnisse der territorialen Selbstverwaltungseinheiten. 

B. Im sozialistischen Staatshaushaltssystem wird das Prinzip des bud-
getären Gleichgewichts streng verfolgt. Man geht dabei von dem 
Standpunkt aus, daß sich bei einer planmäßigen Gestaltung des 
Volkseinkommens und seiner Verwendung diese Frage von selbst 
löst. Die Rolle des Staatshaushalts besteht nach dieser Auffassung 
darin, die für den sogenannten gesellschaftlichen Konsum (d. h. für 
die Befriedigung der sozialen, kulturellen und kommunalen Bedürf-
nisse der Bevölkerung sowie für die Verwaltungs- und Wehrausga-
ben) und die vom Staat finanzierten Maßnahmen der volkswirt-
schaftlichen Entwicklung erforderlichen Teile des Volkseinkommens 
abzuzweigen und ihre planmäßig festgesetzte Verwendung zu sichern. 
Vom Standpunkt des gegebenen Wirtschaftssystems ist dieser Stand-
punkt durchaus berechtigt. Wenn man ihn aber aus wirtschaftlicher 
Sicht betrachtet, so können folgende kritische Anmerkungen gemacht 
werden: Das budgetäre Gleichgewicht spiegelt in den sozialistischen 
Staaten weder das gesamte wirtschaftliche Gleichgewicht noch das 
Gleichgewicht zwischen allen Staatseinnahmen und -ausgaben wider, 
deren überwiegenden Teil die im Staatshaushalt nicht erfaßten Ein-

5 2 . Fedorowicz schreibt darüber: „Die Richtigkeit einer solchen zusammen-
fassenden Konstruktion des Staatshaushaltes kann in Frage gestellt werden, 
weil sie für «die Aufrechterhaltung der zentralen Leitung im Haushaltsbereich 
nicht unbedingt nötig ist und weil sie als formelle Konstruktion zur Verstei-
fung der budgetären Wirtschaft führen kann (Opus cit. S. 294). 
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nahmen und Ausgaben der staatlichen Betriebe und der Banken bil-
den. Alle Staatseinnahmen und -ausgaben werden in den sozialisti-
schen Ländern in einem Staatsfinanzplan (bezeichnet als „Bilanz der 
Staatseinnahmen und -ausgaben") erfaßt, der somit die gesamte Fi-
nanzwirtschaft des Staates repräsentiert. Dieser Plan und ein die ge-
samten Einkommen und Ausgaben der Bevölkerung berücksichtigen-
der Finanzplan (bezeichnet als „Bilanz der Einkommen und Aus-
gaben der Bevölkerung") erfassen in den sozialistischen Staaten die 
gesamten mit der Erfüllung des Nationalplans verbundenen Geld-
ströme in der Volkswirtschaft6. Wenn sich bei der Durchführung 
dieses Plans erhebliche Abweichungen von seinen Vorgaben ergeben, 
die sich störend auf das unterstellte wirtschaftliche bzw. finanzielle 
Gleichgewicht der Volkswirtschaft auswirken, wird das eher bei der 
Erfüllung der beiden erwähnten Finanzpläne als im Staatshaushalt 
berücksichtigt. Maßnahmen wie Änderungen der Kredithöhe, Ver-
zögerung der geplanten Lohnerhöhungen, Preissteigerungen usw. er-
möglichen in solchen Fällen die Aufrechterhaltung des Gleichgewichts 
zwischen Staatshaushaltseinnahmen und -ausgaben. Deshalb besitzt 
das budgetäre Gleichgewicht in den sozialistischen Staaten einen eher 
technischen als ökonomischen Charakter. Aus diesem Grund taudien 
von Zeit zu Zeit auch Tendenzen auf, den Staatshaushalt seiner zen-
tralen Rolle zu entkleiden und durch den Staatsfinanzplan zu er-
setzen sowie diesen der parlamentarischen Kontrolle zu unterwerfen. 

IV. 

Das Finanzsystem der volkseigenen Betriebe ist in den sozialistischen 
Staaten für die einzelnen Bereiche der Volkswirtschaft differenziert. Als 
repräsentativ für die gesamte Volkswirtschaft kann jedoch das Finanz-
system der industriellen Betriebe gelten7. Die nachstehenden Ausführun-
gen befassen sich deshalb mit den Bestimmungen für diesen Bereich. 

6 Über die Bedeutung der „Bilanz der Staatseinnahmen und Ausgaben" und 
der „Bilanz der Einkommen und Ausgaben der Bevölkerung" schreibt ausführ-
lich Mieczyslaw Kucharski in „Bilanse syntetyczne gospodarki narodowej" 
(„Synthetische Bilanzen der Volkswirtschaft"), Warschau 1967. 

7 Den Fragen des komparativen Finanzsystems dieser Betriebe in den so-
zialistischen Staaten ist die von B. Blass verfaßte Studie: „Zagadnienia sy-
stemu finansowego przedsiebiorstw przemyslowych w panstwach socjalistycz-
nych („Fragen des Finanzsystems der industriellen Betriebe in den sozialisti-
schen Staaten"), Warschau 1964 — gewidmet. 
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Im Rahmen der Finanzwirtschaft der volkseigenen Betriebe können 
folgende zwei eng miteinander verbundene und aufeinander einwir-
kende Gebiete unterschieden werden: 

A. die finanziellen Ergebnisse der Wirtschaftstätigkeit der Betriebe, 

B. die finanziellen Mittel, welche die Betriebe bei ihrer Geschäftsfüh-
rung in Anspruch nehmen. 

A. 1. Das finanzielle Ergebnis der Wirtschaftstätigkeit der Betriebe 
dient in den sozialistischen Staaten als Maßstab der Effizienz ihrer Ge-
schäftsführung. Dieser Maßstab trägt nach der üblichen Auffassung 
einen „synthetischen" Charakter, weil bei der Entstehung der finanziel-
len Ergebnisse sowohl die positiven als auch die negativen Ergebnisse 
der Geschäftsführung der Betriebe mitwirken. Alle anderen in den so-
zialistischen Staaten angewandten Maßstäbe der Effizienz der Ge-
schäftsführung (wie die Höhe der erzielten Produktion, Selbstkostensen-
kung, Förderung der Arbeitsproduktivität usw.) werden als „analytisch" 
betrachtet, weil sie sich nur auf ein besonderes Gebiet der Wirtschafts-
tätigkeit der Betriebe beziehen. Die Bedeutung sowohl des synthetischen 
als auch der analytischen Maßstäbe der Effizienz der Geschäftsführung 
der Betriebe beruht in erster Linie darin, daß die mit ihrer Hilfe erfol-
gende Einschätzung der Effizienz die Grundlage für die Bemessung der 
den Belegschaften der Betriebe zustehenden „Anreizfonds" bildet. Hier-
zu gehören der Lohnfonds sowie verschiedene betriebliche Prämienfonds. 

Im traditionellen sowjetischen Finanzsystem wurde der entscheidende 
Teil der Anreizfonds der Betriebe an Hand der analytischen Maßstäbe 
der Effizienz ihrer Geschäftsführung gebildet. Die Rolle des syntheti-
schen Maßstabes wurde dagegen eingeschränkt, weil man der Meinung 
war, daß die Einstellung der Betriebe auf eine Maximierung der laufen-
den finanziellen Ergebnisse ihrer Wirtschaftstätigkeit nachteilig für die 
langfristige Entwicklung der Betriebe sei. Bei der Fortentwicklung des 
Finanzsystems der volkseigenen Betriebe hat man sich nur in einigen 
sozialistischen Staaten dazu entschlossen, den synthetischen Maßstab als 
einzigen anzuwenden. In anderen Staaten spielt dieser Maßstab weiter-
hin eine untergeordnete Rolle. Die Anwendung von verschiedenartigen 
Maßstäben führt in diesen Staaten allerdings dazu, daß der wirtschaft-
lichen Aktivität der Betriebe oft miteinander konkurrierende Ziele ge-
genüberstehen. Das wird aber als ein kleineres Übel als die ausschließ-
liche Ausrichtung der Betriebe auf die Maximierung ihrer finanziellen 
Ergebnisse betrachtet. 
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Im Hinblick auf die Rolle der finanziellen Ergebnisse als Maßstab der 
Effizienz der Geschäftsführung der Betriebe wurden in den sozialisti-
schen Staaten im Verlaufe der Entwicklung ihres Finanzsystems folgende 
Fragen unterschiedlich beantwortet: 

1. Was als finanzielles Ergebnis der Wirtschaftstätigkeit der Betriebe 
zu betrachten ist? 

2. In welcher Form dieses Ergebnis als Maßstab der Effizienz der Ge-
schäftsführung aufzufassen ist? 

3. Wie und mit welchen Folgen dieser Maßstab anzuwenden ist, um 
den jeweils erforderlichen Anreizeffekt zu erzielen? 

Zu 1. Das finanzielle Ergebnis der Wirtschaftstätigkeit der Betriebe 
wird im allgemeinen durch ihre Gesamterträge und die von diesen Er-
trägen abzuziehenden Selbstkosten bestimmt. 

Die Gesamtbeträge können in ihrer Höhe und in ihrer Zusammen-
setzung durch folgende Gliederung definiert werden: 

(1) W = c + v + m 

Hierbei ist W der Wert der erzeugten Waren zu Verkaufspreisen, c 
sind die Abschreibungen und der Materialverbrauch, v ist der Lohnfonds 
und m der Gewinn8. 

Die Selbstkosten können konventionell entweder als Gesamtsumme 
(c + v) aufgefaßt oder nur in Höhe der Abschreibungen und des Ma-
terialverbrauchs (c) angesetzt werden. Im ersten Fall belastet der Lohn-
fonds die Selbstkosten, während er im zweiten Fall als Teil des finan-
ziellen Ergebnisses der Betriebe betrachtet wird. 

Dementsprechend kann als finanzielles Ergebnis der Wirtschaftstätig-
keit der Betriebe entweder der Gewinn (m) oder ihr sogenanntes Rein-
einkommen (v + m) als Maßstab der Effizienz ihrer Geschäftsführung 
benutzt werden, worüber jeweils die Bestimmungen des Finanzsystems 
des betreffenden Staates entscheiden. 

Zu 2. Als Maßstab der Effizienz der Geschäftsführung der Betriebe 
kann das finanzielle Ergebnis ihrer Wirtschaftstätigkeit entweder in sei-

8 Die Bezeichnungen cy v und m wurden durch K. Marx gebraucht. Das „c" 
ist bei Marx die Abkürzung für das konstante Kapital (welches im Produk-
tionsprozeß keiner wertmäßigen Änderung unterliegt), das »vu die Abkür-
zung für das variable Kapital (welches dem Unternehmer einen zusätzlichen 
Wert einbringt) und „m" die Abkürzung für den Mehrwert (der diesem zu-
sätzlichen Wert entspricht). 
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ner absoluten Summe oder als prozentuales Verhältnis zu den Selbst-
kosten bzw. zum Kapitaleinsatz benutzt werden. Bei Verwendung des 
absoluten Betrages des finanziellen Ergebnisses bewirkt jeder Zuwachs 
des Gewinns bzw. des Reineinkommens eine Erhöhung der Anreizfonds 
der Betriebe. Die Wahl dieser Form des finanziellen Ergebnisses soll 
gleichzeitig die Erzeugung von rentablen Waren und eine Selbstkosten-
senkung anregen. Die Wahl des prozentualen Verhältnisses des Gewinns 
bzw. des Reineinkommens zu den Selbstkosten (konventionell als Ren-
tabilität der Betriebe bezeichnet) bedeutet eine verhältnismäßig stärkere 
Anregung zur Selbstkostensenkung. Dagegen zielt die Wahl des prozen-
tualen Verhältnisses des Gewinns bzw. des Reineinkommens zum Ka-
pitaleinsatz (konventionell bezeichnet als Gewinn- bzw. Reineinkom-
mensrate der Betriebe) auf eine verhältnismäßig stärkere Steigerung 
der Effizienz des Kapitaleinsatzes. Sowohl die Rentabilität als auch die 
Gewinn- bzw. Reineinkommensquote regen den Produktionszuwachs 
schwächer an, weil die Maximierung dieser Größen auch bei Produk-
tionseinschränkung erreicht werden kann. 

Zu 3. Die Frage, wie und mit welchen Folgen das finanzielle Ergebnis 
der Wirtschaftstätigkeit der Betriebe als Maßstab der Effizienz der Ge-
schäftsführung anzuwenden ist, wird in den sozialistischen Staaten fol-
gendermaßen beantwortet: 
a) Entweder wird das anzustrebende Ergebnis als bindende Kennziffer 

des Zentralplans übermittelt, wobei die Höhe bzw. auch die Bildung 
der Anreizfonds von der Erfüllung bzw. Ubererfüllung der entspre-
chenden Planvorgabe abhängt; 

b) oder die Entscheidung darüber, in welcher Höhe die Anreizfonds ge-
bildet werden sollen, wird den Betrieben im Rahmen ihrer freien 
Verfügung über die erzielten finanziellen Uberschüsse überlassen; 

c) oder die Anreizfonds werden nach verbindlichen Prozentsätzen aus 
einem Teil der von den Betrieben erzielten finanziellen Uberschüsse 
(bzw. deren Zuwachs) gebildet. 

Im traditionellen sowjetischen Finanzsystem der volkseigenen Betriebe 
wurde der Gewinn als das finanzielle Ergebnis der Wirtschaftstätigkeit 
der Betriebe betrachtet. Er diente in seinem absoluten Betrag als Maß-
stab der Effizienz ihrer Geschäftsführung. Die Gewinnsumme wurde den 
Betrieben als bindende Kennziffer des Zentralplans vorgegeben. Wenn 
diese Vorgabe erreicht wurde, waren die Betriebe berechtigt, aus einem 
Teil ihres Gewinnes einen (als „Direktorfonds" bezeichneten) Anreizfonds 
zu bilden. Der Prozentsatz des Gewinns, den die Betriebe zugunsten die-
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ses Fonds verwenden durften, war in Bezug auf den Gewinn im Rah-
men der Planvorgabe ziemlich niedrig und in Bezug auf den erzielten 
Uberplangewinn verhältnismäßig hoch. Der Direktorfonds diente vor-
wiegend zur Prämierung und für soziale Leistungen zugunsten der ge-
samten Belegschaft der Betriebe. Ein Teil dieses Fonds war aber auch zur 
Finanzierung von Betriebsinvestitionen bestimmt, wodurch die Inter-
esseneinheit der Belegschaften mit den Betrieben unterstrichen werden 
sollte. 

Der Direktorfonds war in der Sowjetunion und in den Volksdemo-
kratien (wo er teilweise als Betriebsfonds bezeichnet wurde) der einzige 
anhand eines synthetischen Maßstabes der Effizienz der Geschäftsfüh-
rung der Betriebe gebildete Anreizfonds. Seine anregende Rolle war be-
schränkt, weil die aus ihm für die Belegschaft fließenden Beträge in der 
Regel jährlich nur einen Bruchteil der Monatseinkommen der Belegschaft 
ausmachten. Andere Anreizfonds der Betriebe wurden anhand analyti-
scher Maßstäbe der Effizienz der Geschäftsführung gebildet; ihr Nutz-
effekt war für die Belegschaft viel größer als der der Direktor- bzw. Be-
triebsfonds. Der Anreiz zur Erfüllung und Ubererfüllung anderer Plan-
vorgaben war deshalb viel stärker als die Wirkung der Gewinnvorgabe. 
Am stärksten wirkte dabei der Anreiz zur Erfüllung der Produktions-
planvorgaben, weil diese für die Gestaltung des Lohnfonds der Betriebe 
entscheidend war. 

Die Produktions- (vorwiegend als Wert der Warenerzeugung ausge-
drückt) und die Lohnfondsplanvorgabe wurde den Betrieben als bin-
dende Kennziffern des Zentralplans übermittelt. Den in solcher Weise 
festgesetzten Lohnfonds durften die Betriebe nur bei Erfüllung der Pro-
duktionsplanvorgabe in voller Höhe in Anspruch nehmen. Wenn sie 
diese Vorgabe übererfüllten, stand ihnen unter gewissen Bedingungen das 
Recht zu, einen zusätzlichen Betrag für den Lohnfonds zu beanspru-
chen9. Dagegen waren sie bei Nichterfüllung der Produktionsplanvor-
gabe zur Kürzung des planmäßig festgesetzten Lohnfonds verpflichtet. 
Die Überschreitung des Lohnfonds hatte in der Regel eine weitgehende 

9 In Polen braudien dagegen die Betriebe der meisten Industriezweige eine 
vorherige Genehmigung ihrer Vereinigungen zur Inanspruchnahme eines zusätz-
lichen Lohnfonds zwecks Überschreitung der Produktionsplanvorgabe. Die Ver-
einigungen sind nur dann berechtigt, eine solche Genehmigung zu erteilen, wenn 
sie über entsprechende, planmäßig festgesetzte Lohnfondsreserven verfügen. Dies 
ist als zusätzliche Maßnahme einer zentralisierten Lohnfondsgestaltung zu be-
trachten. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/ccm.4.2.138 | Generated on 2025-07-26 04:28:58



Finanz- und Kreditsystem der europäischen sozialistischen Staaten 151 

Kürzung der für die leitenden Angestellten bestimmten Prämien (in Bul-
garien auch eine Kürzung der Gehälter dieser Angestellten) zur Folge. 

Der starke Anreiz für die Betriebe zur Erfüllung und Ubererfüllung 
der Produktionsplanvorgabe erwies sich insofern als erfolgreich, als sie 
zur Erzielung einer ziemlich hohen Produktionswachstumsrate in den 
sozialistischen Staaten besonders in der Phase ihrer beschleunigten In-
dustrialisierung beitrug. Gleichzeitig aber kamen auch ihre Schatten-
seiten zum Vorschein: Da die Größe des Lohnfonds von der Höhe der 
Warenerzeugung abhing, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob sie ab-
setzbar war oder nicht, wurde für die Anpassung des Warensortiments 
und seiner Qualität an den Bedarf nicht genügend Sorge getragen. Der 
Anreiz durch den Direktor- bzw. Betriebsfonds war dabei zu schwach, 
um die Selbstkostensenkung durch technischen Fortschritt und Erhöhung 
der Arbeitsproduktivität zu fördern. Der wertmäßige Produktionszu-
wachs, der in der Regel über die Größe des Lohnfonds entschied, wurde 
bei hoch angesetzten Planvorgaben auch durch Bevorzugung von mate-
rialintensiven Erzeugnissen und durch stärkere zwischenbetriebliche Ko-
operation erzielt (was ohne Arbeitseinsatz den Betrieben zusätzlichen 
Warenwert verschaffte). 

Diese Anreizmethoden des traditionellen sowjetischen Finanzsystems 
der volkseigenen Betriebe sind zuerst von Jugoslawien weitgehend auf-
gegeben worden. Im Rahmen der dort durchgeführten Wirtschaftsreform 
wurde der Gewinn als Maßstab der Effizienz der Geschäftsführung der 
Betriebe durch das Reineinkommen ersetzt. Dies wurde damit begründet, 
daß in den auf Gewinnerhöhung eingestellten Betrieben ein unüberwind-
barer Widerspruch zwischen ihrem Streben nach Maximierung ihrer fi-
nanziellen Ergebnisse und nach Lohnerhöhung entsteht, weil der Lohn-
fonds die Selbstkosten belastet. Da das Reineinkommen sowohl den Ge-
winn als auch den Lohnfonds umfaßt, kommt bei Ersatz des Gewinns 
durch das Reineinkommen als Maßstab der Effizienz der Geschäftsfüh-
rung der Betriebe dieser Widerspruch nicht mehr zum tragen. Das Stre-
ben der Betriebe nach Erhöhung ihres Reineinkommens deckt sich mit 
dem Interesse der gesamten sozialistischen Gesellschaft an der Erzielung 
eines möglichst hohen Volkseinkommens (weil das Reineinkommen nach 
marxistischer Auffassung unmittelbar einen Bruchteil des Volkseinkom-
mens darstellt)10. Praktisch genommen, entsteht beim Ersatz des Gewinns 

10 Die Frage einer sölchen Auffassung des Volkseinkommens in den sozia-
listischen Staaten wird durch L. Zienkowski in „Jak sie oblicza doch6d naro-

11 Kredit und Kapital 2/71 
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durch das Reineinkommen die Möglichkeit, alle in ihrer anregenden Wir-
kung sich oft widersprechenden Anreizfonds der Betriebe zu einem ein-
heitlichen, aus Teilen dieses Einkommens gebildeten Fonds (der den 
Lohnfonds wie auch eventuelle Prämienfonds enthält) zusammenzufas-
sen. Der nach Abzug der notwendigen Außenzahlungen verbleibende 
Teil des Reineinkommens fällt dabei als ein für Selbstfinanzierungs-
zwecke bestimmter Entwicklungsfonds den Betrieben selbst zu. Bei der 
Aufteilung des Reineinkommens zugunsten der Belegschaft einerseits und 
der Betriebe andererseits kann sich jedoch ein Widerspruch zwischen dem 
Streben der Belegschaft nach Lohnerhöhungen ergeben und den lang-
fristigen Entwicklungsinteressen der Betriebe ergeben. 

Um über diesen Widerspruch hinwegzukommen, wurden in Jugosla-
wien über viele Jahre hinweg die verschiedenartigsten Präventivmaß-
nahmen angewandt; sie sollten als übermäßig betrachtete Lohnerhöhun-
gen verhindern. Davon wurde aber später wieder Abstand genommen 
und der Leitung der Betriebe und den Arbeiterräten die freie Entschei-
dung über die Verwendung des Reineinkommens überlassen. Da die Be-
triebe in Jugoslawien an keine Kennziffern des Sozialplans gebunden 
sind, bezieht sich dieses Entscheidungsrecht auf das tatsächlich erzielte 
Reineinkommen der Betriebe (nach Abzug der Steuern und anderer 
Zwangsabgaben)11. 

In einigen anderen sozialistischen Staaten wurde das traditionelle so-
wjetische Finanzsystem der volkseigenen Betriebe erst nach Erreichung 
einer höheren wirtschaftlichen Entwicklungsstufe aufgegeben. Nach dem 
Beispiel Jugoslawiens wurde auch in der Tschechoslowakei der Gewinn 
als Maßstab der Effizienz der Geschäftsführung der Betriebe durch ihr 
Reineinkommen ersetzt. 

In der Tschechoslowakei wurde ebenfalls auf die Festlegung von bin-
denden Kennziffern für das finanzielle Ergebnis der Betriebe im Zen-
tralplan verzichtet. Um einer übermäßigen Verwendung des Reinein-
kommens der Betriebe zugunsten der Belegschaft entgegenzuwirken, wur-
den in der Tschechoslowakei steuerliche Maßnahmen eingeführt. Wenn 
die Durchschnittslöhne bzw. die Belegschaft im Verhältnis zum voran-

dowy" („Wie das Volkseinkommen berechnet wird") — Warschau 1966, er-
örtert. 

11 Über das Reineinkommen als Maßstab der Effizienz der Geschäftsführung 
der Betriebe siehe B. Blass: „Czysty dochod" („Reineinkommen") „Zycie 
Gospodarcze" („Das Wirtschaftsleben", Nr. 4/1966, S. 1, 4 u. 5; Nr. 18/1966, 
S. 2 u. Nr. 19 S. 6). 
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gegangenen Jahr einen Zuwachs aufwiesen, wurde der Lohnfonds der 
Betriebe besteuert. Dabei waren die mit dem Durchschnittslohnzuwachs 
verbundenen Steuersätze ziemlich niedrig, die Sätze für den Zuwachs 
der Belegschaft dagegen verhältnismäßig hoch. Dies sollte die Betriebe 
dazu veranlassen, in erster Linie die Arbeitsproduktivität zu fördern. 
Diese Steuermaßnahmen waren jedoch nicht ohne negative Seiten. Sie 
konnten z. B. die Betriebe daran hindern, günstige und rentable Auf-
träge anzunehmen, wenn ihre Ausführung zusätzliche oder höher quali-
fizierte Arbeitskräfte erforderte, dabei aber steuerungünstig war. Wahr-
scheinlich war diese Besteuerung nur als Übergangsmaßnahme gedacht. 

In allen anderen sozialistischen Staaten gilt der Gewinn weiterhin 
als Maßstab der Wirtschaftstätigkeit der Betriebe. In den meisten von 
ihnen wird er den Betrieben als bindende Kennziffer des Zentralplans 
übermittelt, wobei von dem Grad der Erfüllung dieser Planvorgabe die 
Höhe bzw. auch Bildung der Anreizfonds abhängt. In den meisten Fäl-
len jedoch wurde die Form, in welcher der Gewinn als Maßstab der 
Effizienz der Geschäftsführung der Betriebe dient, geändert. Außerdem 
wurde der Nutzeffekt der jeweils mit Hilfe dieses Maßstabes gebildeten 
Anreizfonds für die Belegschaft der Betriebe erhöht; teilweise wurde 
dies durch die Eingliederung anderer Prämierungsfonds in den Direk-
tor« bzw. Betriebsfonds erreicht. Gleichzeitig wurde jedoch in diesen 
Staaten (ausgenommen in Ungarn) das Prinzip der Bemessung des Lohn-
fonds der Betriebe in Abhängigkeit von der Produktion aufrechterhal-
ten. Man bemüht sich aber, die damit verbundenen negativen Erschei-
nungen wenigstens teilweise zu beseitigen. 

In der Sowjetunion wurde die Gewinnsumme als Maßstab der Effi-
zienz der Geschäftsführung der Betriebe in einigen Industriezweigen 
durch die Gewinnrate (d. h. durch das prozentuale Verhältnis des Ge-
winns zur Kapitalanlage) ersetzt. Diese Entscheidung war eine Folge 
von sich auf das Preissystem beziehenden theoretischen Erwägungen. Be-
kanntlich betrachtet die marxistische Literatur den Preis als monetären 
Ausdruck des Warenwertes, der sich nach dem durchschnittlichen auf die 
erzeugten Waren entfallenden Arbeitsaufwand richtet. Die dem Wert-
prinzip entsprechende Preisbildungsformel kann annähernd folgender-
maßen dargestellt werden: 

(2) Pw = c + v + 

Dabei ist Pw — Wertpreis, c — Abschreibungen und Materialver-
brauch, v — Lohnfonds des betreffenden Industriezweiges, V — der ge-

il-
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samte Lohnfonds in der sogenannten materiellen Produktion1 2 , m — 
Gewinn. 

Eine solche dem Warenwert entsprechende Preisgestaltung ist aller-
dings lediglich als Tendenz zu betrachten, die zudem nur unter noch 
nicht reifen Marktverhältnissen sichtbar wird. Die weitere Entwicklung 
dieser Verhältnisse führ t zu einer weitgehenden Modifizierung des er-
wähnten Preisgestaltungsprinzips. Da nämlich infolge des technischen 
Fortschritts die Warenerzeugung einen im Vergleich zum Arbeitsauf-
wand stetig wachsenden Kapitaleinsatz erfordert , bilden sich die Preise 
nicht mehr nach dem Wert, sondern weisen eine Tendenz zur Annähe-
rung an den sogenannten „Produktionspreis" (der als umgestaltete Form 
des Wertes betrachtet wird) auf1 3 . In der Praxis der sozialistischen Staa-
ten wurde das Wertpr inzip nie bei der Preisgestaltung berücksichtigt, 
weil das die weniger technisch entwickelten (und deswegen mehr arbeits-
intensiven) Industriezweige gegenüber den höherentwickelten in der Ge-
winnhöhe begünstigen würde. In der ersten Entwicklungsphase wurden 
deshalb in allen sozialistischen Staaten die Preise in der Regel nach dem 
Selbstkostenprinzip gebildet14. Die entsprechende Preisformel kann (un-
ter Berücksichtigung des in den meisten Staaten eingeführten 5°/oigen 
Gewinnzuschlages auf die Großhandelspreise) folgendermaßen darge-
stellt werden: 

(3) Pk = c + , + 
C + V 

wobei Pk — Kostenpreis, c — Abschreibungen und Materialverbrauch, 
v — Lohnfonds bezeichnet. 

Da diese Preisformel die zwischen den verschiedenen Wirtschaftszwei-
gen gegebenen Relationen des Kapitaleinsatzes nicht berücksichtigt, 

12 Als materielle Produktion gilt nach marxistischer Auffassung in der Regel 
die Warenerzeugung (also eine Produktion, deren Ergebnis in sachlicher Form 
auftritt). Was außerdem zur materiellen Produktion gerechnet werden soll, ist 
z. T. strittig. Näheres darüber siehe Leszek Zienkowski opus cit S. 10-14). 

13 Die Tendenz der Marktpreise zur Annäherung an die Höhe der Produk-
tionspreise bedeutet nach marxistischer Auffassung eine Tendenz zum Aus-
gleich der Gewinnrate (also des prozentualen Verhältnisses des Gewinns zum 
Kapitaleinsatz). 

14 Dies bezieht sich auf die Großhandelspreise (in manchen sozialistischen 
Staaten als Produzentenpreise bzw. Betriebspreise bezeichnet). Solche Preise 
werden auch als Ausgangspreise betrachtet. Näheres über die Bedeutung der 
Ausgangspreise für die Wirtschaftsrechnung in den sozialistischen Staaten siehe 
Gabriel Temkin opus cit S. 412-432. 
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wurde sie in der Sowjetunion und in einigen anderen sozialistischen Staa-
ten durch eine Produktionspreisformel ersetzt, die folgendermaßen dar-
gestellt werden kann: 

m' k (4) Pp = c + v + —jf— 

wobei Pp — Produktionspreis, c — Abschreibungen und Materialver-
brauch, v — Arbeitslohn, m — Gewinn, k — Kapitaleinsatz im betref-
fenden Industriezweig, K — gesamter Kapitaleinsatz in der materiellen 
Produktion bezeichnet. 

Im Einklang mit der nach dem Produktionspreisprinzip durchgeführ-
ten Reform der Industriepreise wurde in der Sowjetunion die Gewinn-
summe als Maßstab der Effizienz der Geschäftsführung der Betriebe 
durch die Gewinnrate ersetzt. (In anderen sozialistischen Staaten wurde 
nur die Verzinsung des Kapitaleinsatzes zugunsten des Staatshaushalts 
eingeführt, um auf diesem Wege die unterschiedliche Kapitalintensität 
in den verschiedenen Industriezweigen bei der Preisgestaltung zu be-
rücksichtigen). Die Gewinnrate wird den Betrieben als bindende Kenn-
ziffer des Zentralplans übermittelt, wobei der Grad der Erfüllung die-
ser Planvorgabe für die Bildung und Höhe des Prämierungsfonds der Be-
triebe maßgebend ist. Der Nutzeffekt dieses Fonds ist für die Beleg-
schaft viel höher als der des früheren Direktorfonds. Neben der Ge-
winnrate dient in vielen Industriezweigen auch der Wert der verkauften 
Waren als Maßstab für die Effizienz der Geschäftsführung, nach dem der 
Prämienfonds gebildet wird. 

In allen Betrieben wurde in der Sowjetunion der Wert der Produk-
tion als Maßstab des Lohnfonds durch den Wert der verkauften Erzeug-
nisse ersetzt. Dies soll die Betriebe dazu veranlassen, der Verkaufbar-
keit ihrer Erzeugnisse mehr Aufmerksamkeit zu widmen. Nach dem 
Wert der verkauften Produktion kann aber der Lohnfonds nur in den 
Industriezweigen gebildet werden, in denen der monatliche Warenabsatz 
mehr oder weniger der Warenerzeugung entspricht. Bei längeren Pro-
duktionszyklen sowie bei saisonabhängigem Warenabsatz ist dessen 
Wert für die monatliche Abrechnung des Lohnfonds nicht anwendbar. 
Deshalb wird in der Praxis in solchen Industriezweigen die den Waren-
absatz betreffende Kennziffer des Zentralplans durch die Betriebe in den 
Wert der Warenerzeugung umgerechnet und als Maßstab des Lohnfonds 
verwendet. Insoweit wird also die frühere Praxis der Lohnfondsgestal-
tung beibehalten. 
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In Polen wurde die Gewinnsumme als Maßstab der Effizienz der Ge-
schäftsführung der Betriebe durch ihre Rentabilität (d. h. das prozen-
tuale Verhältnis des Gewinns zu den Selbstkosten) ersetzt. Sie wird den 
Betrieben als bindende Kennziffer des Zentralplans mitgeteilt. Anhand 
dieses Maßstabes wird dann der Betriebsfonds gebildet, dessen Nutz-
effekt für die Belegschaft allerdings weiterhin begrenzt ist. Außerdem 
wird mit Hilfe dieses Maßstabes teilweise ein vorwiegend den leitenden 
und technischen Angestellten zugutekommender Prämierungsfonds ge-
bildet, dessen Nutzeffekt beträchtlich höher ist. Uber die Größe dieses 
Fonds entscheidet in erster Linie die Erfüllung anderer in analytischen 
Maßstäben ausgedrückter Aufgaben der Betriebe. 

Der Lohnfonds wird in Polen weiterhin im Verhältnis zum Wert der 
erzeugten Produktion gebildet. Die Produktion wurde zunächst als 
„Globalproduktion" (die außer den fertigen Waren auch Halbfabrikate 
und unvollendete Erzeugnisse enthält) definiert. Um den Abschluß der 
Produktionsprozesse stärker anzuregen, wurde später die „Globalpro-
duktion" durch die „Warenproduktion" (die nur fertiggestellte Erzeug-
nisse enthält) ersetzt. In Industriezweigen aber, in denen der Produk-
tionszyklus längere Zeit dauert und in welchen deshalb die Warenpro-
duktion in monatlichen Abschnitten nicht als Maßstab des Lohnfonds 
gebraucht werden kann, rechnen die Betriebe die die Warenproduktion 
betreffende Kennziffer des Zentralplans in die „Globalproduktion" um. 
Da aber sowohl die Globalproduktion als auch die Warenproduktion 
als sogenannte „Bruttoproduktionswerte" keine einwandfreien Maß-
stäbe des Lohnfonds sind, bemüht man sich, sie durch sogenannte Netto-
produktionswerte zu ersetzen. Hierzu gehören z. B. der Wert der Pro-
duktion nach Berücksichtigung der Verarbeitungskosten oder nach dem 
gemäß den Akkordnormen berechneten Arbeitsaufwand usw. Diese Net-
toproduktionswerte, die als Maßstäbe des Lohnfonds nur in einigen In-
dustriezweigen angewandt werden, können aber in ihrer richtigen Höhe 
nicht im Zentralplan festgesetzt werden. Deswegen wird den Betriebs-
vereinigungen oft das Recht zugestanden, die die Betriebe bindenden 
Nettoproduktionswerte selbständig festzustellen. Das steht jedoch im 
Widerspruch zum Wunsch nach Aufrechterhaltung des Zentralisierungs-
prinzips auf diesem Gebiet. 

In Ungarn wurde die Frage der Gestaltung der Anreizfonds der Be-
triebe folgendermaßen gelöst: Der erzielte Gewinn wird nach Abzug der 
Einkommensteuer zugunsten der Belegschaft einerseits und des Betriebes 
andererseits aufgeteilt. Bei der Teilung des Nettogewinns wird das Ver-
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hältnis zwischen Lohnfonds und Kapitaleinsatz berücksichtigt. Nor-
malerweise wird dabei der Lohnfonds mit zwei multipliziert; für man-
che Industriezweige wurden jedoch auch höhere Koeffizienten festge-
setzt. Der auf die Belegschaft entfallende Teil des Gewinns ergänzt den 
vorjährigen Lohnfonds des Betriebes. Die Betriebe sind berechtigt, ihre 
Durchschnittslöhne bis zu der sich daraus ergebenden Grenze zu erhöhen. 
Für das erste Jahr nach Einführung des neuen Systems wurde jedoch 
vorsichtshalber festgelegt, daß die durchschnittliche Lohnerhöhung 4 % 
nicht überschreiten dürfte. Das ungarische System erlaubt es, teilweise 
dieselben Ziele zu erreichen, die in anderen sozialistischen Ländern mit 
dem Ersatz des Gewinns durch das Reineinkommen angestrebt wurden. 
Die freie Gestaltung der Durchschnittslöhne ist im Rahmen dieses Systems 
den ungarischen Betrieben entzogen. Sie haben auch kein Recht mehr, 
über die Aufteilung der Überschüsse zwischen der Belegschaft einerseits 
und den Betrieben andererseits zu entscheiden. 

In anderen sozialistischen Staaten wurden keine bemerkenswerten 
Änderungen hinsichtlich der Rolle des finanziellen Ergebnisses der Wirt-
schaftstätigkeit der Betriebe als Maßstab der Effizienz ihrer Geschäfts-
führung vorgenommen. 

2. Die finanziellen Überschüsse der Betriebe fallen in den sozialisti-
schen Staaten im allgemeinen dem Staatshaushalt als Einkommen-
steuer), der Belegschaft (als Anreizfonds) und den Betrieben selbst 
(als Betriebsentwicklungsfonds) zu. Für die Stufe der Zentralisierung 
bzw. Dezentralisierung des Planungsverfahrens der jeweiligen sozialisti-
schen Staaten ist u. a. das Ausmaß bezeichnend, in dem die Betriebe frei 
über die Verwendung ihrer finanziellen Nettoüberschüsse verfügen 
dürfen. 

Im traditionellen sowjetischen System waren die Befugnisse der Be-
triebe in dieser Hinsicht äußerst beschränkt. Gesetzlich festgesetzte Pro-
zentsätze und planmäßig festgesetzte prozentuale Normen bestimmten 
darüber, welcher Teil des Gewinns zugunsten des Direktorfonds, zur Bil-
dung des Betriebsentwicklungsfonds und — in seinem Rahmen — zur 
Selbstfinanzierung der Investitionen und als Umlaufmittel für die Be-
triebe verwendet werden konnte. Damit war die Aufteilung des Ge-
winns für alle vier infragekommenden Verwendungszwecke (Einkom-
mensteuer, Direktorfonds, Selbstfinanzierung der Investitionen und der 
Umlaufsmittel der Betriebe) eindeutig vorausbestimmt. In der weiteren 
Entwicklung des Finanzsystems der volkseigenen Betriebe in den so-
zialistischen Staaten wurde die Frage gestellt, ob und unter welchen Be-
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dingungen den Betrieben das Recht der freien Bestimmung über die Auf-
teilung a) ihrer finanziellen Nettoüberschüsse zugunsten der Belegschaft 
einerseits und der Betriebe andererseits und b) des Betriebsentwicklungs-
fonds zur Selbstfinanzierung der Investitionen einerseits und der Um-
laufsmittel andererseits zugesprochen werden kann. 

Beide Fragen wurden lediglich in Jugoslawien positiv beantwortet. In 
denjenigen sozialistischen Staaten, die beim Gewinn geblieben sind, 
wurde — außer in der Sowjetunion und in Rumänien — nur die zweite 
Frage positiv beantwortet. In diesen Staaten wurde also die bisherige 
zwangsweise Aufteilung des Gewinns in seine vier Bestimmungsarten 
durch die Festlegung seiner Aufteilung nach nur drei Bestimmungsarten 
(Einkommensteuer, Betriebsfonds, Betriebsentwicklungsfonds) ersetzt. In 
der Sowjetunion und in Rumänien wurde dagegen das Prinzip der 
zwangsweisen Festlegung der Aufteilung des Gewinns nach allen vier 
Bestimmungsarten aufrechterhalten. 

B. 1. Die Frage der finanziellen Mittel, welche die volkseigenen Be-
triebe bei ihrer Geschäftsführung in Anspruch nehmen, ist vom Stand-
punkt der Zweckbestimmung dieser Mittel einerseits und andererseits 
vom Standpunkt der Quellen, aus welchen diese Mittel fließen, zu er-
örtern. Der überwiegende Teil dieser Mittel dient zur Finanzierung a) 
von Investitionen im Bereich des Anlagekapitals (was Investitionen im 
eigentlichen Sinne dieses Wortes und Generalreparaturen umfaßt) und 
b) der Umlaufsmittel, d. h. in erster Reihe der Ergänzung der Vorräte. 
Als Finanzierungsquellen kommen a) die finanziellen Überschüsse der 
Betriebe, b) Abschreibungen von ihrem Anlagekapital, c) die Umvertei-
lung von Finanzierungsmitteln durch die Betriebsvereinigungen, d) 
Staatshaushaltssubventionen und e) Bankkredite in Betracht. 

2. Im traditionellen sowjetischen System war die Finanzierung 
der Investitionen von der Finanzierung der Umlaufmittel der Betriebe 
getrennt. Hinsichtlich der Investitionen war das Planungsverfahren 
äußerst zentralisiert. Fast alle mit Bau- und größeren Montagearbeiten 
verbundenen Investitionen waren im nationalen Wirtschaftsplan nach 
Objekten und mit deren Einzelwerten festgelegt, wobei sie den Betrie-
ben als bindende Kennziffern übermittelt wurden. Nur ein verhältnis-
mäßig begrenzter Teil der Investitionen, nämlich solcher, die sich auf 
den Kauf von Produktionseinrichtungen bezogen (die in der Regel mit 
keinen oder nur mit beschränkten Montagearbeiten verbunden waren), 
wurde im Zentralplan lediglich wertmäßig festgelegt und in zusammen-
gefaßter Form den Betrieben als bindende Kennziffer übermittelt. Die 
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zur Finanzierung dieser Investitionen bestimmten Mittel wurden eben-
falls nach ihren Quellen unterteilt zentralisiert vorgegeben. Den Betrie-
ben wurden die Prozentsätze, in denen sie ihren Gewinn und ihre Ab-
schreibungen für Investitionszwecke verwenden durften, vorgeschrieben. 
Reichten diese Mittel nicht, so wurden sie durch die Betriebsvereinigung 
bzw. durch den Staatshaushalt ergänzt. Bankkredite konnten für solche 
Investitionen überhaupt nicht in Anspruch genommen werden. Die Be-
triebe selbst konnten nur über kleine Investitionen mit beschränktem 
Kostenaufwand frei entscheiden, wenn sie über genügend (vorwiegend 
aus der Ubererfüllung der Gewinnplanvorgabe stammende) finanzielle 
Mittel verfügten. Für solche Investitionen konnten sie aber auch Bank-
kredite in Anspruch nehmen. Zur Finanzierung von Generalreparaturen 
wurde den Betrieben ein Teil ihrer Abschreibungen zur Verfügung ge-
stellt. 

Der Zweck einer so weitgehenden Zentralisierung des die Investitionen 
betreffenden Planungs- und Finanzierungsverfahrens war eine von oben 
geleitete Gestaltung der Produktionskapazitäten in der gesamten Volks-
wirtschaft. Sie diente gleichzeitig dazu, den vorhandenen Tendenzen der 
Betriebe zu einer möglichst großen Ausweitung ihres Anlagekapitals ent-
gegenzuwirken und die Investitionen in der Volkswirtschaft im Rahmen 
des hierfür planmäßig vorgesehenen Teils des Volkseinkommens zu hal-
ten. In der Praxis wurden diese Ziele nur teilweise erreicht. Bei der Er-
füllung des Investitionsplans traten oft große Störungen ein, die sich in 
hohen Uberschreitungen der Kostenvoranschläge und in weitgehenden 
Versäumnissen bei der Nutzung insbesondere der Neubauten zeigten. 
Dies hat dazu geführt, nach neuen Lösungen für das Planungs- und Fi-
nanzierungssystem im Investitionsbereich zu suchen. 

In der sozialistischen ökonomischen Literatur wird hervorgehoben, 
daß in einer Planwirtschaft die wichtigsten, über die Größe und Struk-
tur der Warenerzeugung entscheidenden Investitionen zentralisiert vor-
gegeben werden müssen15. Derartige Investitionen bestimmen nämlich 

15 Dieser Standpunkt findet einen besonders starken Ausdruck bei W. Brus 
(opus cit). Brus, der der Ansicht ist, daß die marktwirtschaftlichen Elemente 
viel breiter als bisher in die Planwirtschaft eindringen müssen, um deren Effi-
zienz zu vergrößern, schließt davon grundsätzlich die Investitionen aus. Sol-
che Investitionen können seiner Meinung nach nicht marktwirtschaftlich beein-
flußt werden, weil sie in der Regel langfristig sind und sich nach den laufenden 
vom Markt kommenden Impulsen nicht richten können. Es ist zu erwähnen, 
daß die Auffassungen von W. Brus über die Fragen der marktwirtschaftlichen 
Bedingungen der sozialistischen Wirtschaft sowie der optimalen Grenzen der 
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langfristig den Verbrauch der Bevölkerung und können deswegen nicht 
nach den gegenwärtigen Marktverhältnissen geschätzt werden. Somit 
kann den Betrieben nur das Verfügungsrecht über kurzfristige, eher dem 
Ausbau und der Modernisierung der vorhandenen Kapazitäten als dem 
Neubau dienende Investitionen zugesprochen werden. Gleichzeitig wird 
aber betont, daß sowohl bei zentralisiert geplanten „Grundinvestitio-
nen" als auch bei dezentralisierten „zusätzlichen Investitionen" die Ver-
antwortung für die Effizienz des entsprechenden Kapitaleinsatzes den 
Betrieben auferlegt werden muß. Dementsprechend wird verlangt, von 
allen Formen der Subventionierung von Investitionen Abstand zu neh-
men und die Finanzierungsquellen auf eigene Mittel der Betriebe und 
Bankkredite zu beschränken. Das setzt jedoch wieder eine entsprechende 
Gestaltung der Gewinnspanne im Rahmen der Großhandelspreise vor-
aus, da die Betriebe insbesondere in der Schwerindustrie sonst über keine 
ausreichenden Mittel zur Selbstfinanzierung ihrer Kapitalanlagen ver-
fügen. 

In einigen sozialistischen Staaten hat diese Auffassung ihren Nieder-
schlag in der Entwicklung der Planungs- und Verwaltungssysteme ge-
funden. In diesen Staaten wurde die zentralisierte Planung der „Grund-
investitionen" aufrechterhalten und die Planung von „zusätzlichen In-
vestitionen" mehr oder weniger weitgehend dezentralisiert. Stufenweise 
werden hier Staatshaushaltssubventionen abgebaut und durch Selbst-
finanzierung bzw. Bankkredite ersetzt. In den meisten dieser Staaten 
spielt jedoch die Umverteilung der finanziellen Mittel der Betriebe durch 
die Betriebsvereinigungen für Investitionszwecke noch immer eine be-
deutende Rolle, was auf das Großhandelspreissystem und auf die Be-
fugnisse, die diesen Vereinigungen im Investitionsbereich des betreffen-
den Industriezweiges zugesprochen wurden, zurückzuführen ist. In einem 
Teil der sozialistischen Staaten wurde dabei auch auf die Abgrenzung 
der für Investitionszwecke und der für die Ergänzung der Vorräte be-
stimmten Finanzmittel verzichtet. Dies verschaffte den Betrieben die 
Möglichkeit, über ihre eigenen Mittel im Rahmen des Betriebsentwick-
lungsfonds frei zu verfügen. In Polen wurde jedoch diese Abgrenzung in 
jüngster Zeit wieder eingeführt. In Jugoslawien und Ungarn wurde die 
Investitionsplanung dezentralisiert. In diesen Staaten bemüht man sich, 
durch kreditpolitische Maßnahmen auf den Umfang und die Struktur 

Zentralisierung und Dezentralisierung ides Planungsverfahrens in einer solchen 
Wirtschaft einen ziemlich starken Anklang in der Tschechoslowakei zur Zeit 
der in diesem Lande eingeleiteten Wirtschaftsreform hatten. 
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der Investitionen planmäßig einzuwirken. In diesen und in einigen an-
deren Staaten wurde den Betrieben das volle Verfügungsrecht über die 
Abschreibungen auf ihr Anlagekapital zugesprochen. 

3. Auch die Planung und Finanzierung der Umlaufmittel der Be-
triebe war im traditionellen sowjetischen System äußerst zentralisiert. 
Das bezieht sich vor allem auf den Teil der Umlaufsmittel, der zur 
Deckung der sogenannten „normativen Bestände" diente16. Als solche 
galten Rohstoffe, Hilfsmaterialien und Ersatzteile, die für die Fort-
führung des Erzeugungsprozesses dauernd unentbehrlich sind. Dazu ge-
hören auch die noch nicht fertig gestellten Produkte, Halbfabrikate und 
fertige Waren in einem als normal betrachteten Ausmaß. Die Zuwachs-
rate der „normativen Bestände" wurde den Betrieben alljährlich als bin-
dende Maximalkennziffer des Zentralplans übermittelt. Dementspre-
chend wurde — ebenfalls in zentralisierter Weise — die Summe der Be-
träge zur Ergänzung der eigenen Umlaufsmittel der Betriebe und deren 
Finanzierungsquellen festgelegt. Zu den letzteren gehörten ein prozen-
tual festgelegter Teil des Gewinns und eventuell auch die aus der Um-
verteilung durch die Betriebsvereinigungen bzw. aus dem Staatshaushalt 
fließende Mittel. Nach dem Jahresabschluß wurde ein Ausgleichsverfah-
ren eingeleitet, in dessen Rahmen eventuelle Oberschüsse der eigenen 
Umlaufsmittel der Betriebe (im Vergleich zum planmäßig vorgesehenen 
Wert ihrer „normativen Bestände") zugunsten der Betriebs Vereinigung 
bzw. des Staatshaushalts abgeschöpft wurden und ihnen die eventuell 
zur Deckung der „normativen Bestände" fehlende Summe durch die Be-
triebsvereinigungen bzw. aus dem Staatshaushalt zugewiesen wurde. Bei 
den sonstigen (als „außernormative" bezeichneten) Beständen, zu denen 
vorwiegend saisonabhängige Vorräte gehörten, waren die Betriebe be-
rechtigt, selbständig zu planen und zu ihrer Deckung Bankkredite auf-
zunehmen. 

Das Anwachsen der Betriebsvorräte beansprucht in den sozialistischen 
Staaten alljährlich einen beträchtlichen Teil ihres Volkseinkommens. Die 
erwähnten Maßnahmen des Planungs- und Finanzierungssystems be-
zweckten eine Beschränkung dieses Anwachsens. Sie haben sich jedoch in 

16 Die Bezeichnung „normative Bestände" bringt zum Ausdruck, daß für 
solche Bestände „Normen" festgesetzt wurden. Wenn man z. B. der Meinung 
war, daß für den betreffenden Betrieb ein Rohstoffbestand, der seinem 60-
tägigen Verbrauch entspricht, nötig ist, so dient diese in Verbrauchstagen aus-
gedrückte Norm zur Ausrechnung des maximalen Wertes dieses Rohstoffbe-
standes. Dieser Wert wurde bei der Planung der Ergänzung der eigenen Um-
laufmittel der Betriebe berücksichtigt. 
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der Praxis als teilweise unzulänglich erwiesen. Das zentralisiert geplante 
Anwachsen der Vorräte war oft den wirklichen Bedürfnissen der Be-
triebe nicht angepaßt. Dies war eine „Ursache" für die weitgehenden 
Abweichungen der „normativen Bestände" von der entsprechenden Plan-
vorgabe. Außerdem veranlaßt ein akutes und fortdauerndes Unterange-
bot an Produktionsmitteln die Betriebe zur Anhäufung von Überplan-
beständen. Um die Kontinuität des Produktionsprozesses aufrecht zu er-
halten, bemühten sie sich, alle vorhandenen Einkaufsmöglichkeiten zu 
nutzen, oft ohne darauf zu achten, daß sie hierdurch in Zahlungsschwie-
rigkeiten kommen mußten. Dies vergrößert natürlich die Diskrepanz 
zwischen Angebot und Nachfrage am Produktionsmittelmarkt. Als Ne-
benerscheinung traten sich kettenweise ausbreitende zwischenbetriebliche 
Zahlungsstockungen auf. Um ihnen entgegenzuwirken, wurde von Zeit 
zu Zeit ein zwangsmäßiges Clearingverfahren eingeleitet, in welchem 
alle zwischenbetrieblichen Zahlungsverpflichtungen in der Volkswirt-
schaft durch den Einsatz von Bankkrediten und eventuell auch von 
Staatshaushaltssubventionen abgelöst wurden. Um solche Zahlungsstok-
kungen zu vermeiden, wurde in vielen Volksdemokratien, später teil-
weise auch in der Sowjetunion, eine automatische Kreditierung der Be-
triebe eingeführt, bei welcher entweder den Gläubigern bei Vorlage der 
Rechnung oder den Schuldnern bei Entstehung ihrer Zahlungsverpflich-
tung Kredite eingeräumt wurden. 

Bei der weiteren Entwicklung des Planungs- und Finanzierungssystems 
hinsichtlich der Umlaufsmittel der Betriebe wurde in der Sowjetunion 
die Übermittlung von Kennziffern für den Beständezuwachs durch den 
Zentralplan abgeschafft. Die Betriebe wurden jedoch verpflichtet, bei 
der Planung des Zuwachses ihrer Vorräte gesetzlich festgelegte, in Ver-
brauchstagen ausgedrückte Grenznormen einzuhalten. In Jugoslawien, 
Ungarn, Bulgarien und in der Tschechoslowakei erhielten die Betriebe 
das Recht zur freien Planung ihrer Vorratsbestände, wobei sie auch frei 
über die Verwendung ihres Betriebsentwicklungsfonds zur Ergänzung 
ihrer eigenen Umlaufsmittel entscheiden konnten. In Polen wurde vom 
Prinzip der vollen Deckung der „normativen Bestände" durch eigene 
Umlaufsmittel Abstand genommen und eine obligatorische Kreditierung 
eines prozentual festgelegten Teils dieser Vorräte durch die Banken ein-
geführt. Der Zweck war eine Stärkung der Bankenkontrolle über die 
Gestaltung der Betriebsvorräte. In allen sozialistischen Staaten werden 
weiterhin Wege und Mittel gesucht, um das Planungs- und Finanzie-
rungssystem in Bezug auf Betriebsvorräte und Umlaufsmittel zu vervoll-
kommnen. Sie sollen der Erzielung einer effektiven Vorratsgestaltung 
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dienen und gleichzeitig Zahlungsstockungen entgegenwirken. Die auto-
matische Kreditierung der Zahlungsverpflichtungen der Betriebe seitens 
der Banken, die zur Zeit in diesen Staaten ausgedehnt verwirklicht ist, 
wird dabei eher als Notmaßnahme denn als eine ökonomisch begrün-
dete Lösung betrachtet. 

V. 

Zum Aufbau des Kreditsystems wurden in fast allen sozialistischen 
Staaten nach dem Beispiel der Sowjetunion folgende Bankinstitute ein-
gerichtet: 

a) die zentrale Emissionsbank 
b) die Landwirtschaftsbank 
c) die Außenhandelsbank 
d) die Investitionsbank 
e) die Allgemeine Sparkasse. 

Die zentrale Emissionsbank ist in fast allen sozialistischen Staaten als 
einzige befugt, Banknoten und Münzen zu emittieren und in Umlauf zu 
bringen. Diese Bank war in der Anfangszeit auch die zentrale Kredit-
stelle für sämtliche volkseigenen Betriebe, ausgenommen die Landwirt-
schafts-, Bauindustrie- und Außenhandelsunternehmungen. Außerdem ist 
die Emissionsbank eine Devisenzentrale und führt sämtliche Verrech-
nungen des Staatshaushalts auf ihren Konten durch. Die Bank für Land-
wirtschaft war die Kreditstelle sowohl für die landwirtschaftlichen Ko-
operativen und Staatsgüter als auch für die selbständigen Bauern. Die 
Außenhandelsbank war eine zentrale Kredit- und Verrechnungsstelle 
für den zwischenstaatlichen Handel. Die Investitionsbank finanzierte 
schließlich mit Staatshaushaltsmitteln, aus eigenen Mitteln der Betriebe 
und in der weiteren Entwicklung auch im Wege der langfristigen Kredi-
tierung die wichtigsten Kapitalanlagen in der Volkswirtschaft, die Land-
wirtschaft ausgenommen. 

In der weiteren Entwicklung des Kreditsystems wurde in Jugoslawien 
und später auch in der Deutschen Demokratischen Republik die Rolle 
der zentralen Bank auf die Geldemission sowie auf die Refinanzierung 
und Überwachung der neu eingerichteten kommerziellen Banken be-
schränkt. Damit wurde der Weg zu einem dem westlichen ähnlichen 
Banksystem gebahnt. In Ungarn und in der Tschechoslowakei sind aller-
dings zur Zeit nur noch zwei Banken, nämlich die Emissionsbank und 
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die Außenhandelsbank, tätig. In Polen wurde in jüngster Zeit die In-
vestitionsbank in die Emissionsbank eingegliedert. 

In fast allen sozialistischen Staaten kann das Geld nur im Wege der 
Bankemission in Umlauf gebracht werden, wobei eine fiduziare, d. h. un-
mittelbar staatliche Form der Geldemission nicht gestattet ist. Infolge-
dessen stellt die Kreditgewährung durch die Banken die einzige Quelle 
der Geldmengenvermehrung dar. Das Geld tritt dabei in zwei Erschei-
nungsformen auf: als Bargeld in Form von Banknoten und Münzen und 
als Bankgeld in Form von Depositen. 

In den meisten Staaten sind dabei die Kreisläufe dieser beiden Geld-
formen voneinander abgegrenzt. Das Bargeld dient vorwiegend der Ab-
wicklung von Zahlungsvorgängen zwischen dem volkseigenen Sektor 
und den privaten Haushalten sowie für Zahlungen der Privaten unter-
einander. Die volkseigenen Betriebe und die staatlichen Institutionen be-
gleichen ihre gegenseitigen Forderungen ausschließlich bargeldlos. Sie 
sind verpflichtet, ihre Bargeldeinnahmen an ihre Bank abzuführen und 
die Mittel, die sie für Bargeldausgaben benötigen, von ihren Konten ab-
zuheben. Diese Abgrenzung des Bargeld- und des Bankgeldbereichs 
wurde in den sozialistischen Staaten als eine wichtige Voraussetzung für 
die Planung und Lenkung des Bargeldumlaufs betrachtet. In manchen 
von ihnen ist man aber mit der Zeit zu der Uberzeugung gekommen, 
daß bargeldlose Verrechnungen auch zwischen dem volkseigenen Sektor 
und den privaten Haushalten und für Zahlungen der Privaten unter-
einander für den Geldumlauf vorteilhaft sein können. Solche Verrech-
nungen werden deswegen zur Zeit in diesen Ländern gefördert. 

Der gesamte Geldumlauf wird in den sozialistischen Staaten in der 
Regel in jährlichen und vierteljährlichen Kreditplänen veranschlagt. In 
diesen Plänen werden auf der einen Seite sämtliche Kredite und auf der 
anderen die Quellen der ausgeliehenen Mittel erfaßt. Beide Seiten dieses 
Plans werden nach dem Stand am letzten Tage der Planungsperiode er-
faßt. Der Saldo des Kreditplans weist den Stand der Bargeldemission 
am letzten Tage dieser Periode auf. 

Nach dem traditionellen sowjetischen Kreditsystem waren die viertel-
jährigen Kreditpläne insofern für die Banken bindend, als der in ihnen 
veranschlagte Kreditstand nicht überschritten werden durfte. Im Zu-
sammenhang damit übermittelte die Staatsbank allen anderen Banken, 
wie auch ihren eigenen Abteilungen, die entsprechende Planvorgabe als 
bindende Kennziffer. Vom formellen Standpunkt begrenzte dies die 
Höhe der durch die jeweiligen Bankabteilungen herauszulegenden Kre-
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dite. Praktisch konnte jedoch eine solche Maßnahme niemals durchge-
führt werden. Selbst die Planvorgabe für den Stand der zugeteilten Kre-
dite am letzten Tage der Planperiode war keine genügende Basis zu 
ihrer richtigen Festsetzung. Außerdem konnten dabei die wechselnden 
Bedingungen des Planvollzugs nicht in genügendem Umfang berücksich-
tigt werden. Aus diesen Gründen wurden in den Kreditplänen der Bank-
zentralen und deren Kreisabteilungen verhältnismäßig große Reserven 
vorgesehen. Von diesen Reserven wurden den operativen Bankabteilun-
gen im Laufe des Vollzugs ihrer Kreditpläne zusätzliche Kreditlimite zu-
geteilt. Nicht selten kam es auch zu Kürzungen der für diese Abteilun-
gen vorgesehenen Kreditlimite, was den Bankzentralen und Kreisabtei-
lungen zusätzliche Reserven verschaffte. Somit war die Festsetzung von 
Kreditplanvorgaben in der Praxis nur ein Kontrollsystem, das den die 
operative Kreditgewährung überwachenden Zentralen und Kreisabtei-
lungen der Banken eine laufende Einsicht in die Kreditgewährung ver-
schaffte. Die Effizienz einer solchen Kontrolle darf aber nicht über-
schätzt werden. Vom Prinzip der Limitierung der Kredithöhe haben 
fast alle Volksdemokratien in verhältnismäßig kurzer Zeit Abstand ge-
nommen. Der Kreditplan wurde von ihnen nicht mehr als bindend be-
trachtet und den Bankabteilungen praktisch das Recht zugesprochen, 
nach eigenem Ermessen Kredite zu gewähren. Dieses Recht bezieht sich 
aber nur auf kurzfristige, für die volkseigenen Betriebe bestimmte Kre-
dite. Alle langfristigen Kredite, sowie die gesamten Kredite an die Be-
völkerung und den privaten Sektor unterliegen in den meisten sozialisti-
schen Staaten weiterhin einer Limitierung. 

Der Bargeldumlauf wird in den sozialistischen Staaten in der Regel 
in jährlichen und vierteljährlichen Geldumlaufsplänen vorgegeben. In 
diesen Plänen werden auf der einen Seite die Bareinnahmen und auf der 
anderen die Barausgaben der Emissionsbank erfaßt. Im Gegensatz zum 
Kreditplan werden im Geldumlaufplan die Einnahmen und Ausgaben 
als Geldströme über die Planungsperiode hinweg und nicht nach ihrem 
Stande am letzten Tage der Periode angesetzt. Somit spiegelt der Saldo 
des Geldumlaufplans den Zuwachs (oder ausnahmsweise die Abnahme) 
der Bargeldemission während der Planungsperiode wider. 

Genau so wie der Kreditplan, war nach dem traditionellen sowjeti-
schen System auch der vierteljährliche Geldumlaufplan für die Banken 
bindend. Da die Sowjetunion ihre Gold- und Devisenreserven nicht als 
gebundene Deckung für den ansonsten unkonvertiblen Rubel betrachtet, 
bemühte man sich, die Grenzen der Geldemission administrativ festzu-
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legen. Zu diesem Zweck übermittelte die Staatsbank allen anderen Ban-
ken wie auch ihren eigenen Abteilungen eine entsprechende Planvorgabe 
als bindende Kennziffer. Infolgedessen war jede operative Bankabtei-
lung verpflichtet, zwei gesonderte Kassen zu führen: Eine für laufende 
Einnahmen und Ausgaben, die sich im Rahmen der für sie angesetzten 
Geldumlaufsumme halten mußte (operative Kasse), und die zweite, in 
der die als Emissionsreserve betrachteten Geldmittel aufbewahrt wurden 
(Emissionskasse). Aus der Emissionskasse wurde die operative Kasse im 
Rahmen der Emissionsplanvorgabe ergänzt bzw. wurden Geldmittel von 
der operativen Kasse an die Emissionskasse überwiesen. Auch dies 
konnte, genau wie im Bereich der Kreditgewährung, formell als Limi-
tierung der Emissionsbefugnisse der operativen Bankabteilungen betrach-
tet werden. In der Praxis war es aber nur eine Maßnahme, die diese Ab-
teilungen dazu bewegen sollte, ihre Bareinnahmen zu maximieren. Sie 
bemühten sich, um ihren Barausgaben nachkommen zu können, die Han-
delszentralen, die industriellen Betriebe und die landwirtschaftlichen Ko-
operativen dazu zu bewegen, möglichst viel Ware auf den Verbrauchs-
gütermarkt zu bringen, um auf diesem Wege mehr Bargeld von der Be-
völkerung abzuschöpfen. Bei dem vorhandenen Warenmangel war dies 
jedoch nicht immer erfolgreich. Die Zentrale der Emissionsbank und ihre 
Kreisabteilungen verfügten über Emissionsreserven, aus denen den ope-
rativen Abteilungen zusätzliche Emissionslimite zugeteilt wurden. Teil-
weise aber wurden die vorgesehenen Emissionslimite dieser Abteilungen 
im Verlauf des Planvollzugs gekürzt, was zusätzliche Reserven schaffte. 
Auf diesem Wege wurde eher eine laufende Kontrolle der Geldemis-
sionsgestaltung als ein effektives Emissionslimitierungssystem erreicht. 
Die Effizienz dieser Kontrolle ist genau so wie die Kontrolle der Kre-
ditgewährung nicht zu überschätzen. Aus diesem Grunde haben fast alle 
Volksdemokratien in verhältnismäßig kurzer Zeit von dieser Kontrolle 
wieder Abstand genommen. Der Geldumlaufplan der operativen Ab-
teilungen wird bei ihnen nicht mehr als bindend betrachtet und in den 
meisten von ihnen steht diesen Abteilungen das Recht zu, die Baraus-
gaben nach Bedarf frei zu gestalten. 

Im Prinzip können die Ergebnisse der Banktätigkeit in den sozialisti-
schen Staaten, nämlich die Gestaltung der Depositen, der Kredite und 
des Bargeldumlaufs, als Folgeerscheinung der gesamten planmäßigen 
Wirtschaftslenkung als durch die Kredit- und Währungspolitik gesteuert 
betrachtet werden. Die tägliche Arbeit der Banken und besonders deren 
Kredit- und Geldumlaufabteilungen ist in erster Reihe auf die Analyse 
der Ergebnisse der Planerfüllung durch die Betriebe eingestellt und hat 
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nicht viel gemeinsames mit der traditionellen Bankkreditgewährung. Das 
führt vor allem dazu, daß es im Bereich der kurzfristigen Kredite in der 
Regel keine Kreditverweigerungen gibt und fast alle diesbezüglichen An-
träge der Betriebe berücksichtigt werden. Eine große Rolle spielen dabei 
in vielen sozialistischen Staaten die schon erwähnten, automatisch ge-
währten Kredite, die der Entstehung von Zahlungsstockungen entgegen-
wirken. In den meisten sozialistischen Staaten werden auch Sonderkre-
dite gewährt, die im Falle von Zahlungsschwierigkeiten den Betrieben 
Mittel für Lohnzahlungen verschaffen. In einigen sozialistischen Staaten 
wurden die Banken ermächtigt, bei Kreditgewährung die Zinssätze in 
einem jeweils vorgegebenen Rahmen zu differenzieren. Diese Maßnahme 
soll die Betriebe dazu veranlassen, die bei ihrer Geschäftsführung auf-
tretenden Mißerfolge (vorwiegend solche wie z. B. die Erzeugung von 
unabsetzbaren Waren, die Anhäufung von übermäßigen Beständen usw.) 
zu überwinden. Ihre Wirksamkeit hängt teilweise davon ab, inwiefern 
die Betriebe in dem betreffenden Wirtschaftssystem an der Rentabilität 
ihrer Wirtschaftstätigkeit interessiert sind. Viel größer ist die Rolle der 
Banken auf dem Gebiet der Finanzierung und Kreditierung der Investi-
tionen. In vielen sozialistischen Staaten entscheidet das die Effizienz der 
Kapitalanlage betreffende Gutachten der Bank über deren Durchfüh-
rung und über die Kreditgewährung. 

Das vorher Gesagte bezieht sich nicht auf Jugoslawien und Ungarn. In 
diesen Staaten bemüht man sich, Voraussetzungen für eine aktive Ein-
wirkung der Kredit- und Währungspolitik auf die Wirtschaftsergebnisse 
zu schaffen. Dabei werden besonders in Jugoslawien die Erfahrungen 
der westlichen Banken genutzt — vor allem in Bezug auf die Rolle der 
zentralen Emissionsbank und der Geschäftsbanken17. 

Die weitere Entwicklung des Finanz- und Kreditsystems der sozia-
listischen Staaten hängt davon ab, in welchem Maße sich die in ihnen 
stärker oder schwächer zum Vorschein kommenden Tendenzen zur stär-
keren Berücksichtigung der Marktverhältnisse in der Volkswirtschaft und 
zur weiteren Dezentralisierung des Planungsverfahrens durchsetzen wer-
den. Das ist, vom ökonomischen Standpunkt aus betrachtet, in erster 
Linie von der Schaffung genügend großer wirtschaftlicher Reserven ab-
hängig. Solche Reserven sind unentbehrlich, um die auf fast allen Ge-
bieten der Volkswirtschaft herrschenden Spannungen zu überwinden, um 

17 Näheres über die Fragen des sozialistischen Kreditsystems siehe Bronislaw 
Blass: „Bankwesen, Geldumlauf und Kreditversorgung in der Volksrepublik 
Polen" (Kredit und Kapital, 1. Jahrgang 1968/Heft 2, S. 175 - 192). 

1.2 Kredit und Kapital 2/71 
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marktwirtschaftliche Verhältnisse auch in den Produktionsmittelumsatz 
hineinzubringen, um eine tiefgehende Reform der Preisstruktur durchzu-
führen, um die Konvertibilität der Währungen zu erreichen18 und end-
lich um den Betrieben die Möglichkeit einer Geschäftsführung nach Kri-
terien der wirtschaftlichen Effizienz zu verschaffen. Es gibt die Mög-
lichkeit, solche Reserven durch den stufenweisen Fortschritt auf dem Ge-
biet des Wirtschaftssystems und die hierdurch erzielte Beschleunigung der 
ökonomischen Entwicklung anzuhäufen. Zur Zeit wird in den meisten 
sozialistischen Staaten viel Wert darauf gelegt, eine solche Entwicklung 
in enger wirtschaftlicher Zusammenarbeit zwischen den sozialistischen 
Staaten und gleichzeitig durch Ausweitung des Warenaustausches mit den 
westlichen Staaten zu erzielen. 

Summary 

Development Trends in the Financial 
and Credit Systems of European Socialist States 

The new people's democracies which came into being after World War II 
took over the financial and credit system of the Soviet Union initially without 
any great deviations. This system was designed to counter the spreading of 
market economy conditions and to strengthen the centralization principle in 
planning procedure. It soon proved, however, that the system had to be 
subjected to more or less far-reaching changes, if higher efficiency in economic 
development were to be attained. In this connection, by no means the least 
important factors which played a decisive role were the different development 
levels of the various countries and their particular political situations. In many 
instances they did not permit strict centralism and resulted in several socialist 
countries in „mixed" economic conditions which have some centrally planned 
and some market economy features. In other countries, however, more intensive 
centralization was attempted with the object of avoiding uncontrolled economic 
developments. 

In this connection an important function is performed by the government's 
budget and the financial system of the "People's Enterprises". In the extreme 
case there is complete centralization of all financing means in the Central 
Budget. In the course of development, however, it has proved expedient to 
allow a certain amount of financial leeway to lower-level public authorities 
and also to the People's Enterprises. This was intended, above all, to provide 
standards for the efficiency of the People's Enterprises and an incentive for 

18 Die Frage der „Konvertibilität der Währungen in sozialistischen Staaten" 
berührt Bernard Schwarz (Kredit und Kapital, 2. Jahrgang 1969/Heft 4, 
S. 396- 415). 
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improving performance. In particular, the make-up of the incentive fund was 
determined in many instances by considerations as to the manner in which the 
efficiency of the control system could be improved. In this respect, not the least 
important consideration was the manner of pricing, and here a trend towards 
cost prices ("production prices") became manifest. Finally, in some cases experi-
ments were also carried out with a view to improving the efficiency of the 
control system by fixing the wage fund and allocating investment funds. The 
further development of the financial and credit system of the socialist states 
depends on the extent to which the emerging, more or less strong or weak, 
trends towards making greater allowances for market conditions and towards 
further decentralization of planning procedure gain acceptance. 

Résumé 

Tendances évolutives des Systèmes du Credit et 
de la Finance dans les Etats Socialistes Européens 

Les démocraties populaires nées après la deuxième guerre mondiale adoptèrent 
le système financier et du crédit de l'Union Soviétique sans y apporter de modi-
fications importantes. Ce système était construit de manière à contrecarrer 
toute extension des relations d'économie de marché et à renforcer le principe de 
la centralisation grâce à la planification. Il s'est toutefois avéré assez rapidement 
nécessaire de soumettre ce système à des amendements plus ou moins impor-
tants, si l'on entendait donner une efficience supérieure au développement éco-
nomique. Les divers degrés de développement de chacun des pays concernés et 
leurs relations politiques particullières ont à cet égard joué un rôle primordial, 
en ce sens qu'ils s'opposèrent fréquemment à un centralisme absolu et que dans 
certains Etats socialistes, l'on assista à des rapports économiques „mixtes", 
c. à. d. partiellement planifiés et partiellement marqués des stigmates de l'écono-
mie de marché. Dans d'autres pays, l'on cherche à réaliser une centralisation 
plus étroite, afin d'éviter des mouvements économiques incontrôlés. 

Une fonction essentielle est remplie par le budget public et par le système 
financier des entreprises populaires. Dans le cas extrême, tous les moyens de 
financement sont regroupés dans le budget central. Il apparut cependant oppor-
tun au cours du temps d'octroyer une certaine indépendance financière aux 
collectivités locales et aux entreprises populaires. Le but recherché consistait à 
définir des mesures propres à accroître l'efficience des entreprises et des incitatifs 
à la hausse de la productivité. Le fonds d'incitation en particulier fut établi 
afin de rechercher la manière d'accroître l'efficience du système de direction. 
Dans ce cadre, le caractère de la formation des prix reçut une importance 
essentielle, qui se traduisit par une tendance vers le prix de revient („prix de 
production"). L'on tenta finalement par l'établissement d'un fonds des salaires 
et par l'octroi de moyens d'investissement d'augmenter l'efficience du système 

12* 
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de gestion. L'évolution future du système financier et du crédit des Etats socia-
listes dépend de la mesure dans laquelle les tendance légères ou marquées qui 
s'y font jour pourront se concrétiser en un rapprochement plus net vers les 
relations d'une économie de marché et en une décentralisation plus accentuée 
de la planification. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/ccm.4.2.138 | Generated on 2025-07-26 04:28:58


	Bernard Schwarz: Entwicklungstendenzen des Finanz- und Kreditsystems der europäischen sozialistischen Staaten
	I.
	II.
	III.
	IV.
	V.
	Summary: Development Trends in the Financial and Credit Systems of European Socialist States
	Résumé: Tendances évolutives des Systèmes du Credit et de la Finance dans les Etats Socialistes Européens


